
Auszug aus der nicht genehmigten Niederschrift

Erstellt am:  13.03.2020

Gremium: Sitzungsdatum: Sitzungsart:

Ausschuss für Finanzen, Beteiligungen und 
Liegenschaften

12.03.2020 öffentlich

zu TOP 2.3
Digitalisierung des Radverkehrs
Empfehlung
(Drucksache Nr.: 16389-20)

Herr Schwinn (Fraktion Bündnis 90/Die Grünen) weist darauf hin, dass es bereits einige Apps für den 
Radverkehr gebe. Deren Anbieter sollten bei der Ausschreibung nach seiner Auffassung mit 
berücksichtigt werden. 

Herr Rettstadt (Fraktion FDP/Bürgerliste) teilt mit dass die Entwicklung von Apps auch mit den dafür 
zur Verfügung stehenden Fördergeldern zu tun hätten. Er sehe die in der Vorlage genannten 
Aufwendungen als recht hoch an. 

Herr Garbe (AfD-Fraktion) teilt mit, dass er der Vorlage nicht zustimmen werde. 

Herr Reppin (CDU-Fraktion) teilt die Auffassung von Herrn Schwinn und Herrn Rettstadt. Seine 
Fraktion habe zur Vorlage noch Beratungsbedarf.

Herr Düdder (SPD-Fraktion) spricht sich dafür aus, dass der Fachausschuss Ausschuss für Umwelt, 
Stadtgestaltung und Wohnen zunächst über die Vorlage beraten solle und dass der Ausschuss für 
Finanzen, Beteiligungen und Liegenschaften heute keine Empfehlung aussprechen solle. 

Der Ausschuss für Finanzen, Beteiligungen und Liegenschaften fasst keinen Beschluss und 
leitet die Vorlage ohne Empfehlung an den Fachausschuss für Umwelt, Stadtgestaltung und 
Wohnen zur Diskussionen weiter.
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Erstellt am:  27.03.2020

Gremium: Sitzungsdatum: Sitzungsart:

Hauptausschuss und Ältestenrat 26.03.2020 öffentlich

zu TOP 3.1
Digitalisierung des Radverkehrs
Dringlichkeitsbeschluss
(Drucksache Nr.: 16389-20)

Dem Hauptausschuss und Ältestenrat als Dringlichkeitsausschuss gem. § 60 Abs. 1 GO NRW lag 
nachfolgende Empfehlung des Ausschusses für Finanzen, Beteiligungen und Liegenschaften aus 
seiner öffentlichen Sitzung am 12.03.2020 vor: 

Herr Schwinn (Fraktion Bündnis 90/Die Grünen) weist darauf hin, dass es bereits einige Apps 
für den Radverkehr gebe. Deren Anbieter sollten bei der Ausschreibung nach seiner Auffassung 
mit berücksichtigt werden. 

Herr Rettstadt (Fraktion FDP/Bürgerliste) teilt mit dass die Entwicklung von Apps auch mit den 
dafür zur Verfügung stehenden Fördergeldern zu tun hätten. Er sehe die in der Vorlage 
genannten Aufwendungen als recht hoch an. 

Herr Garbe (AfD-Fraktion) teilt mit, dass er der Vorlage nicht zustimmen werde. 

Herr Reppin (CDU-Fraktion) teilt die Auffassung von Herrn Schwinn und Herrn Rettstadt. Seine 
Fraktion habe zur Vorlage noch Beratungsbedarf.

Herr Düdder (SPD-Fraktion) spricht sich dafür aus, dass der Fachausschuss Ausschuss für 
Umwelt, Stadtgestaltung und Wohnen zunächst über die Vorlage beraten solle und dass der 
Ausschuss für Finanzen, Beteiligungen und Liegenschaften heute keine Empfehlung 
aussprechen solle. 

Der Ausschuss für Finanzen, Beteiligungen und Liegenschaften fasst keinen Beschluss 
und leitet die Vorlage ohne Empfehlung an den Fachausschuss für Umwelt, 
Stadtgestaltung und Wohnen zur Diskussionen weiter.

Rm Dr. Suck (CDU) erklärte, dass seine Fraktion eine fachliche Erörterung der Angelegenheit für 
notwendig erachte. Für den Fall, dass dem nicht gefolgt werde, werde er die Vorlage mit dem Hinweis
ablehnen, dass es bereits App-basierte Systeme gäbe, die man ebenfalls nutzen könne.

Rm Rettstadt (FDP/Bürgerliste) bekräftigte den Beratungsbedarf seiner Fraktion. Zwar sei man nicht 
gegen die Vorlage, jedoch sei in der Diskussion klar geworden, dass selbst in der Stadt vorhandene 
Schnittstellen nicht effektiv genützt würden. Daher spreche auch er sich für eine fachliche Diskussion 
im Fachausschuss aus. Er habe den Eindruck, als stünde die Erlangung von Fördermitteln im 
Vordergrund. Die notwendigen Daten seien kostengünstiger auch auf andere Weise zu erlangen. 
Daher stimme das Kosten-Nutzen-Verhältnis aus seiner Sicht nicht. 

Für Rm Reuter (Bündnis 90 / Die Grünen) gehe es nicht darum, eine Navigations-App aufzulegen. Im 
Vordergrund stünden Maßnahmen, wie z.B. eine Verkehrszählung oder Anhaltspunkte zur Förderung 
des Radverkehrs sowie die Werbung für den Radverkehr. Vor diesem Hintergrund sei ein 
Beratungsbedarf nicht nachvollziehbar. Eine Beschlussfassung mache sie davon abhängig, welche 
Auswirkungen es hätte, wenn heute nicht beschlossen würde.

Rm Schilff (SPD) und Rm Kowalewski (Die Like & Piraten) erklärten für ihre Fraktionen, dass man der 
Vorlage heute zustimmen könne, zumal die Fragen zum Datenschutz in der Ausschusssitzung durch 
die Verwaltung zufriedenstellend aus Sicht der Fraktion Die Linke & Piraten beantwortet worden seien. 

StR Wilde warb dafür, die Vorlage heute zu beschließen. Die Fahrrad-App halte er für richtig und 
sinnvoll. Es ginge nicht um die Entwicklung einer neuen App sondern um Marketing und das Ziel, aus 
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der Nutzung heraus Verkehrsdaten für den Radverkehr zu generieren. Über den Masterplan Mobilität 
sei man dabei, das Teilkonzept Radverkehr Verkehrssicherheit aufzustellen und Hauptrouten und 
Nebenrouten zu identifizieren sowie Prioritäten zur Ertüchtigung der Radwege festzulegen. Dazu 
erhoffe man sich von dem System wertvolle Beiträge. Zu den Kosten berichtete StR Wilde, dass sich 
diese auf 850.000 € belaufen. Man erwarte, dass sich viele Nutzer in diese App kostenlos mit 
Bonussystem hineinwählen, so dass dadurch Daten generiert werden können. Davon würden 680.000 
€ (80%) bundesseitig gegenfinanziert. Ein Mittelabfluss sei in diesem Jahr in Aussicht gestellt. Die 
Ausschreibung könne kurzfristig durchgeführt werden, so dass ein Teil des Auftrages in 2020 
vergeben sowie Fördermittel abgerufen und mittel vergeben werden können. Würde der Beschluss 
verzögert, liefe man Gefahr, aus dem Förderkorridor hinauszufallen. 

Rm Garbe (AfD) kündigte an, dass er die Vorlage ablehne, da er Zweifel an dem Nutzen der Daten 
habe, so dass er einen Einsatz öffentlicher Gelder kritisch sähe, zumal es bereits eine App gäbe. 

Auf Anregung von OB Sierau wurde die Verwaltung gebeten, die Kostengesichtspunkte in Hinblick auf 
die Einschätzung, dass die benötigten Daten kostengünstiger erlangt werden können, zu eruieren und 
darzulegen und diese Ergebnisse auch bei der Ausschreibung zu berücksichtigen. Es dürfe nicht der 
Eindruck entstehen, dass etwas teuer eingekauft werde, was günstiger hätte beschafft werden 
können. 

StR Wilde kündigte eine entsprechende Aufbereitung des belastbaren Konzepts an, die den 
Fraktionen entsprechend zur Verfügung gestellt würde. Sollte sich im Ergebnis nichts ändern, sprach 
er sich für einen Dringlichkeitsbeschluss aus, um die Förderung nicht zu gefährden.   

Ergänzend regte OB Sierau eine erörternde Befassung im Ausschuss für Umwelt, Stadtgestaltung und 
Wohnen (AUSW) an.

Der Hauptausschuss und Ältestenrat als Dringlichkeitsausschuss gem. § 60 I GO NRW verständigte 
sich auf Vorschlag von OB Sierau darauf, die Konzeption seitens der Fachverwaltung hinsichtlich der 
Kosten entsprechend zu prüfen und dieses Ergebnis im AUSW darzustellen, wobei hinsichtlich der 
Ausschreibung eine Optimierung anzustreben ist.  

Unter Berücksichtigung dieser Verständigung fasste der Hauptausschuss und Ältestenrat als 
Dringlichkeitsausschuss gem. § 60 Abs. 1 GO NRW mehrheitlich gegen die Stimmen der AfD-Fraktion 
bei Stimmenthaltung der CDU-Fraktion und der Fraktion FDP/Bürgerliste folgenden 
Dringlichkeitsbeschluss:

Der Rat der Stadt Dortmund beschließt vorbehaltlich einer öffentlichen Förderung die Ausschreibung 
und Einführung einer Fahrradnavigations-App und die damit verbundenen Marketing- und 
Öffentlichkeitsaktionen entsprechend der Ausführungen in der Vorlage und beauftragt das Vergabe-
und Beschaffungszentrum (StA 19) mit der Durchführung der Vergabeverfahren und ermächtigt die 
Verwaltung, den Zuschlag auf das jeweils wirtschaftlichste Angebot zu erteilen. 
In der städtischen Ergebnisrechnung entstehen Gesamtaufwendungen in Höhe von 849.839 € in den 
Haushaltsjahren 2020 bis 2024. Eine Förderung hierfür in Höhe von 677.409 € wird erwartet.
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Erstellt am:  07.05.2020

Gremium: Sitzungsdatum: Sitzungsart:

Ausschuss für Umwelt, Stadtgestaltung und 
Wohnen

06.05.2020 öffentlich

zu TOP 4.1
Digitalisierung des Radverkehrs
Empfehlung
(Drucksache Nr.: 16389-20)

Hierzu liegt vor  Beschluss des Hauptausschusses und Ältestenrates als Dringlichkeitsausschuss 
vom 26.03.2020: 

Dem Hauptausschuss und Ältestenrat als Dringlichkeitsausschuss gem. § 60 Abs. 1 GO NRW lag 
nachfolgende Empfehlung des Ausschusses für Finanzen, Beteiligungen und Liegenschaften aus 
seiner öffentlichen Sitzung am 12.03.2020 vor: 

Herr Schwinn (Fraktion Bündnis 90/Die Grünen) weist darauf hin, dass es bereits einige Apps 
für den Radverkehr gebe. Deren Anbieter sollten bei der Ausschreibung nach seiner Auffassung 
mit berücksichtigt werden. 

Herr Rettstadt (Fraktion FDP/Bürgerliste) teilt mit dass die Entwicklung von Apps auch mit den 
dafür zur Verfügung stehenden Fördergeldern zu tun hätten. Er sehe die in der Vorlage 
genannten Aufwendungen als recht hoch an. 

Herr Garbe (AfD-Fraktion) teilt mit, dass er der Vorlage nicht zustimmen werde. 

Herr Reppin (CDU-Fraktion) teilt die Auffassung von Herrn Schwinn und Herrn Rettstadt. Seine 
Fraktion habe zur Vorlage noch Beratungsbedarf.

Herr Düdder (SPD-Fraktion) spricht sich dafür aus, dass der Fachausschuss Ausschuss für 
Umwelt, Stadtgestaltung und Wohnen zunächst über die Vorlage beraten solle und dass der 
Ausschuss für Finanzen, Beteiligungen und Liegenschaften heute keine Empfehlung 
aussprechen solle. 

Der Ausschuss für Finanzen, Beteiligungen und Liegenschaften fasst keinen Beschluss und 
leitet die Vorlage ohne Empfehlung an den Fachausschuss für Umwelt, Stadtgestaltung und 
Wohnen zur Diskussionen weiter.

Rm Dr. Suck (CDU) erklärte, dass seine Fraktion eine fachliche Erörterung der Angelegenheit für 
notwendig erachte. Für den Fall, dass dem nicht gefolgt werde, werde er die Vorlage mit dem Hinweis 
ablehnen, dass es bereits App-basierte Systeme gäbe, die man ebenfalls nutzen könne.

Rm Rettstadt (FDP/Bürgerliste) bekräftigte den Beratungsbedarf seiner Fraktion. Zwar sei man nicht 
gegen die Vorlage, jedoch sei in der Diskussion klar geworden, dass selbst in der Stadt vorhandene 
Schnittstellen nicht effektiv genützt würden. Daher spreche auch er sich für eine fachliche Diskussion 
im Fachausschuss aus. Er habe den Eindruck, als stünde die Erlangung von Fördermitteln im 
Vordergrund. Die notwendigen Daten seien kostengünstiger auch auf andere Weise zu erlangen. 
Daher stimme das Kosten-Nutzen-Verhältnis aus seiner Sicht nicht. 

Für Rm Reuter (Bündnis 90 / Die Grünen) gehe es nicht darum, eine Navigations-App aufzulegen. Im 
Vordergrund stünden Maßnahmen, wie z.B. eine Verkehrszählung oder Anhaltspunkte zur Förderung 
des Radverkehrs sowie die Werbung für den Radverkehr. Vor diesem Hintergrund sei ein 
Beratungsbedarf nicht nachvollziehbar. Eine Beschlussfassung mache sie davon abhängig, welche 
Auswirkungen es hätte, wenn heute nicht beschlossen würde.
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Rm Schilff (SPD) und Rm Kowalewski (Die Like & Piraten) erklärten für ihre Fraktionen, dass man der 
Vorlage heute zustimmen könne, zumal die Fragen zum Datenschutz in der Ausschusssitzung durch 
die Verwaltung zufriedenstellend aus Sicht der Fraktion Die Linke & Piraten beantwortet worden seien. 

StR Wilde warb dafür, die Vorlage heute zu beschließen. Die Fahrrad-App halte er für richtig und 
sinnvoll. Es ginge nicht um die Entwicklung einer neuen App sondern um Marketing und das Ziel, aus 
der Nutzung heraus Verkehrsdaten für den Radverkehr zu generieren. Über den Masterplan Mobilität 
sei man dabei, das Teilkonzept Radverkehr Verkehrssicherheit aufzustellen und Hauptrouten und 
Nebenrouten zu identifizieren sowie Prioritäten zur Ertüchtigung der Radwege festzulegen. Dazu 
erhoffe man sich von dem System wertvolle Beiträge. Zu den Kosten berichtete StR Wilde, dass sich 
diese auf 850.000 € belaufen. Man erwarte, dass sich viele Nutzer in diese App kostenlos mit 
Bonussystem hineinwählen, so dass dadurch Daten generiert werden können. Davon würden 680.000 
€ (80%) bundesseitig gegenfinanziert. Ein Mittelabfluss sei in diesem Jahr in Aussicht gestellt. Die 
Ausschreibung könne kurzfristig durchgeführt werden, so dass ein Teil des Auftrages in 2020 
vergeben sowie Fördermittel abgerufen und mittel vergeben werden können. Würde der Beschluss 
verzögert, liefe man Gefahr, aus dem Förderkorridor hinauszufallen. 

Rm Garbe (AfD) kündigte an, dass er die Vorlage ablehne, da er Zweifel an dem Nutzen der Daten 
habe, so dass er einen Einsatz öffentlicher Gelder kritisch sähe, zumal es bereits eine App gäbe. 

Auf Anregung von OB Sierau wurde die Verwaltung gebeten, die Kostengesichtspunkte in Hinblick auf 
die Einschätzung, dass die benötigten Daten kostengünstiger erlangt werden können, zu eruieren und 
darzulegen und diese Ergebnisse auch bei der Ausschreibung zu berücksichtigen. Es dürfe nicht der 
Eindruck entstehen, dass etwas teuer eingekauft werde, was günstiger hätte beschafft werden 
können. 

StR Wilde kündigte eine entsprechende Aufbereitung des belastbaren Konzepts an, die den 
Fraktionen entsprechend zur Verfügung gestellt würde. Sollte sich im Ergebnis nichts ändern, sprach 
er sich für einen Dringlichkeitsbeschluss aus, um die Förderung nicht zu gefährden.   

Ergänzend regte OB Sierau eine erörternde Befassung im Ausschuss für Umwelt, Stadtgestaltung und 
Wohnen (AUSW) an.

Der Hauptausschuss und Ältestenrat als Dringlichkeitsausschuss gem. § 60 I GO NRW verständigte 
sich auf Vorschlag von OB Sierau darauf, die Konzeption seitens der Fachverwaltung hinsichtlich der 
Kosten entsprechend zu prüfen und dieses Ergebnis im AUSW darzustellen, wobei hinsichtlich der 
Ausschreibung eine Optimierung anzustreben ist.  

Unter Berücksichtigung dieser Verständigung fasste der Hauptausschuss und Ältestenrat als 
Dringlichkeitsausschuss gem. § 60 Abs. 1 GO NRW mehrheitlich gegen die Stimmen der AfD-Fraktion 
bei Stimmenthaltung der CDU-Fraktion und der Fraktion FDP/Bürgerliste folgenden 
Dringlichkeitsbeschluss:

Der Rat der Stadt Dortmund beschließt vorbehaltlich einer öffentlichen Förderung die Ausschreibung 
und Einführung einer Fahrradnavigations-App und die damit verbundenen Marketing- und 
Öffentlichkeitsaktionen entsprechend der Ausführungen in der Vorlage und beauftragt das Vergabe-
und Beschaffungszentrum (StA 19) mit der Durchführung der Vergabeverfahren und ermächtigt die 
Verwaltung, den Zuschlag auf das jeweils wirtschaftlichste Angebot zu erteilen. 
In der städtischen Ergebnisrechnung entstehen Gesamtaufwendungen in Höhe von 849.839 € in den 
Haushaltsjahren 2020 bis 2024. Eine Förderung hierfür in Höhe von 677.409 € wird erwartet.

Hierzu liegt vor  Stellungnahme der Verwaltung Drucksache Nr.:16389-20-E1):

…bezüglich der in der Sitzung des Hauptausschusses und Ältestenrates am 26.03.2020 
aufgeworfenen Fragen nehme ich wie folgt Stellung:
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Das Fördervorhaben besteht aus 4 Säulen:

- Einführung / Zurverfügungstellung einer Fahrradnavigation 
- Erfassung und Aufbereitung von Daten (Routeninformationen u.a.)
- Marketingmaßnahmen 
- Öffentlichkeitsarbeit

Es ist nicht beabsichtigt im Rahmen des Förderprojektes eine neue App entwickeln zu lassen. Die 
vorbereitete Ausschreibung sieht explizit die Nutzung einer bereits entwickelten Software vor. Die 
kostenlose Bereitstellung einer Navigations-App für Fahrradfahrer in Dortmund soll die 
Zugangsschwelle für potentielle Nutzer reduzieren und helfen zusätzliche Kunden zu gewinnen. Bei 
diesem Baustein handelt es sich somit dem Kern nach auch um eine Marke-tingmaßnahme. Mit rd. 7 
% entfällt aber nur ein kleiner Anteil der Gesamtmaßnahme auf diesen Bereich.

Auf dem Markt sind bereits eine Reihe von Fahrradnavigationsapps verfügbar. Die meisten bieten 
lediglich die Navigation, verfügen aber weder über ein Datenanalysetool noch haben die Betreiber das 
Know-how und die Kapazität für größere Marketingkampagnen. Kern des Projektes und 
Fördervoraussetzung ist aber die Digitalisierung des Radverkehrs, insbesondere das Generieren von 
Planungsdaten (Routenverläufe, Nutzungshäufigkeiten, Witterungsab-hängigkeit, Reisezeiten und 
Reisegeschwindigkeiten, Tages-, Wochen- und Jahresganglinien u.a.m.). Diese Daten sind wichtige 
Planungsgrößen für die nächste Dekade. Auf Basis dieser Daten können Routen nutzerabhängig 
geplant und z.B. auch Standards und Bauprioritäten festgelegt werden. 

Vor dem Hintergrund der Diskussion im Hauptausschuss und Ältestenrat am 26.03.2020 hat die 
Verwaltung noch einmal eine kurze (internetbasierte) Marktanalyse vorgenommen und bei 3 seit 
längerem am Markt etablierten Anbietern die Möglichkeiten von Datenanalysen abgefragt: 

Die Fa. „beemo“ aus Münster mit der App „Naviki“ bietet kein Datenanalysetool an. Möglich wäre 
lediglich die Bereitstellung von Rohdaten. Diese wären personenbezogen und nicht anonymisiert. Das 
Datenschutzproblem läge bei der Stadt Dortmund und müsste noch geklärt werden. Beemo hat aber 
großes Interesse an dem Fördervorhaben und wird sich ggf. in Arbeitsgemeinschaft mit anderen 
Teilleistungserbringern an der Ausschreibung beteiligen. 

Die Fa. „Radbonus“ aus Köln erhebt keine Nutzerdaten und bietet daher auch kein Analysetool an. 

Die Firma „Komoot“ aus Potsdam bietet kein GPS-Datenanalysetool an und kann durch dauerhaft 
angehaftete Nutzerdaten technisch kein solches Programm in DSGVO-konformer Weise entwickeln.

Für die Bereitstellung eines Analysetools für die in der App erhobenen Radverkehrsdaten muss also 
entweder eine Neuentwicklung (Programmierung) erfolgen oder der Rückgriff auf ein evtl. noch nicht 
namentlich bekanntes Produkt mit unbekanntem Preis auf dem freien Markt zurückgegriffen werden. 
Eine freie Variante (‚Open Source‘) ist kritisch einzuschätzen, da wegen einer möglichst hohen 
Kompatibilität und Zuverlässigkeit die Fahrrad-App und das Analysetool aus einer Hand stammen 
sollten. Zudem muss das beauftragte Unternehmen die Daten DSGVO-konform bearbeiten und dies 
auch garantieren können. Die für eine eventuelle Neuentwicklung benötigten Entwicklungskosten sind 
im 5-stelligen Bereich anzusiedeln und benötigen zudem Zeit und Koordinierungsaufwand. Daher 
sollte aus Sicht der Verwaltung weiterhin der Weg gegangen werden alles aus einer Hand anzubieten. 
Das Fördervorhaben ist als Gesamtpaket zu sehen. Marketing und Öffentlichkeitsarbeit machen den 
größten Teil aus. Ziel dabei ist, über permanente Kampagnen einerseits das Thema Fahrradmobilität 
ständig in der Öffentlichkeit präsent zu halten und andererseits möglichst viele neue Fahrradnutzer zu 
gewinnen. 

Durch die in die geplanten Kampagnen eingebauten Belohnungssysteme sollen die Neukun-den 
dauerhaft gebunden und auch die „Sowieso-Radfahrer“ zur täglichen Nutzung der App animiert 
werden. Für die ständig gleichen Routinewege (z.B. mit dem Rad zur Arbeit) nutzt der Fahrradfahrer in 
der Regel keine Navigationsapp. Sobald der „richtige“ Weg bekannt und eingeübt ist, wird die Nutzung 
einer App entbehrlich. Für die Radverkehrsplanung sind die Wegeroutinen und die Häufigkeiten der 
Nutzung im Alltagsverkehr aber von größerem Interesse als die Kenntnis von Freizeitrouten. 
Belohnungs- und Wettbewerbselemente in den Kampagnen des Betreibers geben den Anreiz, die App 
permanent anzuwenden. Dies erhöht die Nutzerzahlen und führt zu einer besseren Validität der 
Daten. 
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Die für den Förderantrag angesetzten Preise basieren auf einem kalkulatorischen Angebot der Fa. 
„Bike Citizens“, dem derzeitigen Marktführer für das Gesamtpaket „App/Datenanalyse/ Marketing“. Die 
europaweite Ausschreibung garantiert aber die breitestmögliche Beteiligung aller fachlich geeigneten 
Anbieter für die geforderten Leistungen und die Vergabe an den wirtschaftlichsten Dienstleister. 
Denkbar ist z.B., dass ein Navigationsanbieter sich mit einem Marketingspezialisten zu einer 
Arbeitsgemeinschaft zusammenfindet und so die Gesamtleis-tung anbietet. Für die Verwaltung 
entscheidend ist, einen verantwortlichen Vertragspartner zu haben, der für alle Teilbausteine gerade 
steht und der belastbare Referenzen vorweisen kann. Für das Zusammenführen mehrerer 
Teilanbieter, die damit verbundene Koordinierungslei-stung und für „learning by doing“ ist in dem 
vorgesehenen Förderrahmen kein Raum und hierfür steht in der Verwaltung auch keine 
Betreuungskapazität zur Verfügung. 

Die mit rd. 850.000 € hohe Gesamtsumme des Vorhabens relativiert sich vor dem Hintergrund der 5-
jährigen Laufzeit des Projektes. Das größte Einzelvolumen entfällt auf die Kampagnenarbeit mit rd. 
508.000 € in 5 Jahren, pro Jahr also gut 100.000 €, bzw. rd. 8.500 € pro Monat. Dies ist weniger als 
die Vollkosten einer Ingenieurstelle je Monat. Der kalkulierte Aufwand ist damit aus Sicht der 
Verwaltung angemessen, da allein die Vorbereitung und Begleitung der Kampagnen sehr 
personalintensiv ist. Es ist zudem davon auszugehen, dass bei aktuellen Ausschreibungen die Kosten 
für Lizenzgebühren deutlich unterhalb der im Antrag kalkulierten Summe liegen werden, da die 
benötigten Softwarepakete mittlerweile erprobt und am Markt etabliert sind. 

Wegen der noch ausstehenden Beschlussfassung hat die Verwaltung den Bund angeschrieben und 
auf die – auch coronabedingte – Verzögerung des Vorhabens hingewiesen. Mit Schreiben vom 
17.04.2020 hat der Fördergeber signalisiert, dass der Stadt Dortmund durch einen unverschuldeten 
verzögerten Projektstart keine Nachteile entstehen sollen. Die Zustellung des Förderbescheides ist 
nun für Anfang Mai vorgesehen. 

Vor diesem Hintergrund bittet die Verwaltung um Zustimmung zur Vergabe der Fördermaßnahme.

AUSW,  06.05.2020: 

Der Ausschuss für Umwelt, Stadtgestaltung und Wohnen nimmt den Beschluss des 
Dringlichkeitsausschusses vom 26.03.2020 sowie die heute vorliegende Stellungnahme der 
Verwaltung hierzu zur Kenntnis.
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Erstellt am:  02.06.2020

Gremium: Sitzungsdatum: Sitzungsart:

Hauptausschuss als Dringlichkeitsausschuss
gem. § 60 Abs. 1 GO NRW

26.03.2020 öffentlich

zu TOP 3.1
Digitalisierung des Radverkehrs
Dringlichkeitsbeschluss
(Drucksache Nr.: 16389-20)

Dem Hauptausschuss und Ältestenrat als Dringlichkeitsausschuss gem. § 60 Abs. 1 GO NRW lag 
nachfolgende Empfehlung des Ausschusses für Finanzen, Beteiligungen und Liegenschaften aus 
seiner öffentlichen Sitzung am 12.03.2020 vor: 

Herr Schwinn (Fraktion Bündnis 90/Die Grünen) weist darauf hin, dass es bereits einige Apps 
für den Radverkehr gebe. Deren Anbieter sollten bei der Ausschreibung nach seiner Auffassung 
mit berücksichtigt werden. 

Herr Rettstadt (Fraktion FDP/Bürgerliste) teilt mit dass die Entwicklung von Apps auch mit den 
dafür zur Verfügung stehenden Fördergeldern zu tun hätten. Er sehe die in der Vorlage 
genannten Aufwendungen als recht hoch an. 

Herr Garbe (AfD-Fraktion) teilt mit, dass er der Vorlage nicht zustimmen werde. 

Herr Reppin (CDU-Fraktion) teilt die Auffassung von Herrn Schwinn und Herrn Rettstadt. Seine 
Fraktion habe zur Vorlage noch Beratungsbedarf.

Herr Düdder (SPD-Fraktion) spricht sich dafür aus, dass der Fachausschuss Ausschuss für 
Umwelt, Stadtgestaltung und Wohnen zunächst über die Vorlage beraten solle und dass der 
Ausschuss für Finanzen, Beteiligungen und Liegenschaften heute keine Empfehlung 
aussprechen solle. 

Der Ausschuss für Finanzen, Beteiligungen und Liegenschaften fasst keinen Beschluss 
und leitet die Vorlage ohne Empfehlung an den Fachausschuss für Umwelt, 
Stadtgestaltung und Wohnen zur Diskussionen weiter.

Rm Dr. Suck (CDU) erklärte, dass seine Fraktion eine fachliche Erörterung der Angelegenheit für 
notwendig erachte. Für den Fall, dass dem nicht gefolgt werde, werde er die Vorlage mit dem Hinweis 
ablehnen, dass es bereits App-basierte Systeme gäbe, die man ebenfalls nutzen könne.

Rm Rettstadt (FDP/Bürgerliste) bekräftigte den Beratungsbedarf seiner Fraktion. Zwar sei man nicht 
gegen die Vorlage, jedoch sei in der Diskussion klar geworden, dass selbst in der Stadt vorhandene 
Schnittstellen nicht effektiv genützt würden. Daher spreche auch er sich für eine fachliche Diskussion 
im Fachausschuss aus. Er habe den Eindruck, als stünde die Erlangung von Fördermitteln im 
Vordergrund. Die notwendigen Daten seien kostengünstiger auch auf andere Weise zu erlangen. 
Daher stimme das Kosten-Nutzen-Verhältnis aus seiner Sicht nicht. 

Für Rm Reuter (Bündnis 90 / Die Grünen) gehe es nicht darum, eine Navigations-App aufzulegen. Im 
Vordergrund stünden Maßnahmen, wie z.B. eine Verkehrszählung oder Anhaltspunkte zur Förderung 
des Radverkehrs sowie die Werbung für den Radverkehr. Vor diesem Hintergrund sei ein 
Beratungsbedarf nicht nachvollziehbar. Eine Beschlussfassung mache sie davon abhängig, welche 
Auswirkungen es hätte, wenn heute nicht beschlossen würde.

Rm Schilff (SPD) und Rm Kowalewski (Die Like & Piraten) erklärten für ihre Fraktionen, dass man der 
Vorlage heute zustimmen könne, zumal die Fragen zum Datenschutz in der Ausschusssitzung durch 
die Verwaltung zufriedenstellend aus Sicht der Fraktion Die Linke & Piraten beantwortet worden seien. 

StR Wilde warb dafür, die Vorlage heute zu beschließen. Die Fahrrad-App halte er für richtig und 
sinnvoll. Es ginge nicht um die Entwicklung einer neuen App sondern um Marketing und das Ziel, aus 
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der Nutzung heraus Verkehrsdaten für den Radverkehr zu generieren. Über den Masterplan Mobilität 
sei man dabei, das Teilkonzept Radverkehr Verkehrssicherheit aufzustellen und Hauptrouten und 
Nebenrouten zu identifizieren sowie Prioritäten zur Ertüchtigung der Radwege festzulegen. Dazu 
erhoffe man sich von dem System wertvolle Beiträge. Zu den Kosten berichtete StR Wilde, dass sich 
diese auf 850.000 € belaufen. Man erwarte, dass sich viele Nutzer in diese App kostenlos mit 
Bonussystem hineinwählen, so dass dadurch Daten generiert werden können. Davon würden 680.000 
€ (80%) bundesseitig gegenfinanziert. Ein Mittelabfluss sei in diesem Jahr in Aussicht gestellt. Die 
Ausschreibung könne kurzfristig durchgeführt werden, so dass ein Teil des Auftrages in 2020 
vergeben sowie Fördermittel abgerufen und mittel vergeben werden können. Würde der Beschluss 
verzögert, liefe man Gefahr, aus dem Förderkorridor hinauszufallen. 

Rm Garbe (AfD) kündigte an, dass er die Vorlage ablehne, da er Zweifel an dem Nutzen der Daten 
habe, so dass er einen Einsatz öffentlicher Gelder kritisch sähe, zumal es bereits eine App gäbe. 

Auf Anregung von OB Sierau wurde die Verwaltung gebeten, die Kostengesichtspunkte in Hinblick auf 
die Einschätzung, dass die benötigten Daten kostengünstiger erlangt werden können, zu eruieren und 
darzulegen und diese Ergebnisse auch bei der Ausschreibung zu berücksichtigen. Es dürfe nicht der 
Eindruck entstehen, dass etwas teuer eingekauft werde, was günstiger hätte beschafft werden 
können. 

StR Wilde kündigte eine entsprechende Aufbereitung des belastbaren Konzepts an, die den 
Fraktionen entsprechend zur Verfügung gestellt würde. Sollte sich im Ergebnis nichts ändern, sprach 
er sich für einen Dringlichkeitsbeschluss aus, um die Förderung nicht zu gefährden.   

Ergänzend regte OB Sierau eine erörternde Befassung im Ausschuss für Umwelt, Stadtgestaltung und 
Wohnen (AUSW) an.

Der Hauptausschuss und Ältestenrat als Dringlichkeitsausschuss gem. § 60 I GO NRW verständigte 
sich auf Vorschlag von OB Sierau darauf, die Konzeption seitens der Fachverwaltung hinsichtlich der 
Kosten entsprechend zu prüfen und dieses Ergebnis im AUSW darzustellen, wobei hinsichtlich der 
Ausschreibung eine Optimierung anzustreben ist.  

Unter Berücksichtigung dieser Verständigung fasste der Hauptausschuss und Ältestenrat als 
Dringlichkeitsausschuss gem. § 60 Abs. 1 GO NRW mehrheitlich gegen die Stimmen der AfD-Fraktion 
bei Stimmenthaltung der CDU-Fraktion und der Fraktion FDP/Bürgerliste folgenden 
Dringlichkeitsbeschluss:

Der Rat der Stadt Dortmund beschließt vorbehaltlich einer öffentlichen Förderung die Ausschreibung 
und Einführung einer Fahrradnavigations-App und die damit verbundenen Marketing- und 
Öffentlichkeitsaktionen entsprechend der Ausführungen in der Vorlage und beauftragt das Vergabe-
und Beschaffungszentrum (StA 19) mit der Durchführung der Vergabeverfahren und ermächtigt die 
Verwaltung, den Zuschlag auf das jeweils wirtschaftlichste Angebot zu erteilen. 
In der städtischen Ergebnisrechnung entstehen Gesamtaufwendungen in Höhe von 849.839 € in den 
Haushaltsjahren 2020 bis 2024. Eine Förderung hierfür in Höhe von 677.409 € wird erwartet.
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Erstellt am:  02.06.2020

Gremium: Sitzungsdatum: Sitzungsart:

Hauptausschuss und Ältestenrat als 
Dringlichkeitsausschuss
gem. § 60 Abs. 1 GO NRW

26.03.2020 öffentlich

zu TOP 3.1
Digitalisierung des Radverkehrs
Dringlichkeitsbeschluss
(Drucksache Nr.: 16389-20)

Dem Hauptausschuss und Ältestenrat als Dringlichkeitsausschuss gem. § 60 Abs. 1 GO NRW lag 
nachfolgende Empfehlung des Ausschusses für Finanzen, Beteiligungen und Liegenschaften aus 
seiner öffentlichen Sitzung am 12.03.2020 vor: 

Herr Schwinn (Fraktion Bündnis 90/Die Grünen) weist darauf hin, dass es bereits einige Apps 
für den Radverkehr gebe. Deren Anbieter sollten bei der Ausschreibung nach seiner Auffassung 
mit berücksichtigt werden. 

Herr Rettstadt (Fraktion FDP/Bürgerliste) teilt mit dass die Entwicklung von Apps auch mit den 
dafür zur Verfügung stehenden Fördergeldern zu tun hätten. Er sehe die in der Vorlage 
genannten Aufwendungen als recht hoch an. 

Herr Garbe (AfD-Fraktion) teilt mit, dass er der Vorlage nicht zustimmen werde. 

Herr Reppin (CDU-Fraktion) teilt die Auffassung von Herrn Schwinn und Herrn Rettstadt. Seine 
Fraktion habe zur Vorlage noch Beratungsbedarf.

Herr Düdder (SPD-Fraktion) spricht sich dafür aus, dass der Fachausschuss Ausschuss für 
Umwelt, Stadtgestaltung und Wohnen zunächst über die Vorlage beraten solle und dass der 
Ausschuss für Finanzen, Beteiligungen und Liegenschaften heute keine Empfehlung 
aussprechen solle. 

Der Ausschuss für Finanzen, Beteiligungen und Liegenschaften fasst keinen Beschluss 
und leitet die Vorlage ohne Empfehlung an den Fachausschuss für Umwelt, 
Stadtgestaltung und Wohnen zur Diskussionen weiter.

Rm Dr. Suck (CDU) erklärte, dass seine Fraktion eine fachliche Erörterung der Angelegenheit für 
notwendig erachte. Für den Fall, dass dem nicht gefolgt werde, werde er die Vorlage mit dem Hinweis 
ablehnen, dass es bereits App-basierte Systeme gäbe, die man ebenfalls nutzen könne.

Rm Rettstadt (FDP/Bürgerliste) bekräftigte den Beratungsbedarf seiner Fraktion. Zwar sei man nicht 
gegen die Vorlage, jedoch sei in der Diskussion klar geworden, dass selbst in der Stadt vorhandene 
Schnittstellen nicht effektiv genützt würden. Daher spreche auch er sich für eine fachliche Diskussion 
im Fachausschuss aus. Er habe den Eindruck, als stünde die Erlangung von Fördermitteln im 
Vordergrund. Die notwendigen Daten seien kostengünstiger auch auf andere Weise zu erlangen. 
Daher stimme das Kosten-Nutzen-Verhältnis aus seiner Sicht nicht. 

Für Rm Reuter (Bündnis 90 / Die Grünen) gehe es nicht darum, eine Navigations-App aufzulegen. Im 
Vordergrund stünden Maßnahmen, wie z.B. eine Verkehrszählung oder Anhaltspunkte zur Förderung 
des Radverkehrs sowie die Werbung für den Radverkehr. Vor diesem Hintergrund sei ein 
Beratungsbedarf nicht nachvollziehbar. Eine Beschlussfassung mache sie davon abhängig, welche 
Auswirkungen es hätte, wenn heute nicht beschlossen würde.

Rm Schilff (SPD) und Rm Kowalewski (Die Like & Piraten) erklärten für ihre Fraktionen, dass man der 
Vorlage heute zustimmen könne, zumal die Fragen zum Datenschutz in der Ausschusssitzung durch 
die Verwaltung zufriedenstellend aus Sicht der Fraktion Die Linke & Piraten beantwortet worden seien. 
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StR Wilde warb dafür, die Vorlage heute zu beschließen. Die Fahrrad-App halte er für richtig und 
sinnvoll. Es ginge nicht um die Entwicklung einer neuen App sondern um Marketing und das Ziel, aus 
der Nutzung heraus Verkehrsdaten für den Radverkehr zu generieren. Über den Masterplan Mobilität 
sei man dabei, das Teilkonzept Radverkehr Verkehrssicherheit aufzustellen und Hauptrouten und 
Nebenrouten zu identifizieren sowie Prioritäten zur Ertüchtigung der Radwege festzulegen. Dazu 
erhoffe man sich von dem System wertvolle Beiträge. Zu den Kosten berichtete StR Wilde, dass sich 
diese auf 850.000 € belaufen. Man erwarte, dass sich viele Nutzer in diese App kostenlos mit 
Bonussystem hineinwählen, so dass dadurch Daten generiert werden können. Davon würden 680.000 
€ (80%) bundesseitig gegenfinanziert. Ein Mittelabfluss sei in diesem Jahr in Aussicht gestellt. Die 
Ausschreibung könne kurzfristig durchgeführt werden, so dass ein Teil des Auftrages in 2020 
vergeben sowie Fördermittel abgerufen und mittel vergeben werden können. Würde der Beschluss 
verzögert, liefe man Gefahr, aus dem Förderkorridor hinauszufallen. 

Rm Garbe (AfD) kündigte an, dass er die Vorlage ablehne, da er Zweifel an dem Nutzen der Daten 
habe, so dass er einen Einsatz öffentlicher Gelder kritisch sähe, zumal es bereits eine App gäbe. 

Auf Anregung von OB Sierau wurde die Verwaltung gebeten, die Kostengesichtspunkte in Hinblick auf 
die Einschätzung, dass die benötigten Daten kostengünstiger erlangt werden können, zu eruieren und 
darzulegen und diese Ergebnisse auch bei der Ausschreibung zu berücksichtigen. Es dürfe nicht der 
Eindruck entstehen, dass etwas teuer eingekauft werde, was günstiger hätte beschafft werden 
können. 

StR Wilde kündigte eine entsprechende Aufbereitung des belastbaren Konzepts an, die den 
Fraktionen entsprechend zur Verfügung gestellt würde. Sollte sich im Ergebnis nichts ändern, sprach 
er sich für einen Dringlichkeitsbeschluss aus, um die Förderung nicht zu gefährden.   

Ergänzend regte OB Sierau eine erörternde Befassung im Ausschuss für Umwelt, Stadtgestaltung und 
Wohnen (AUSW) an.

Der Hauptausschuss und Ältestenrat als Dringlichkeitsausschuss gem. § 60 I GO NRW verständigte 
sich auf Vorschlag von OB Sierau darauf, die Konzeption seitens der Fachverwaltung hinsichtlich der 
Kosten entsprechend zu prüfen und dieses Ergebnis im AUSW darzustellen, wobei hinsichtlich der 
Ausschreibung eine Optimierung anzustreben ist.  

Unter Berücksichtigung dieser Verständigung fasste der Hauptausschuss und Ältestenrat als 
Dringlichkeitsausschuss gem. § 60 Abs. 1 GO NRW mehrheitlich gegen die Stimmen der AfD-Fraktion 
bei Stimmenthaltung der CDU-Fraktion und der Fraktion FDP/Bürgerliste folgenden 
Dringlichkeitsbeschluss:

Der Rat der Stadt Dortmund beschließt vorbehaltlich einer öffentlichen Förderung die Ausschreibung 
und Einführung einer Fahrradnavigations-App und die damit verbundenen Marketing- und 
Öffentlichkeitsaktionen entsprechend der Ausführungen in der Vorlage und beauftragt das Vergabe-
und Beschaffungszentrum (StA 19) mit der Durchführung der Vergabeverfahren und ermächtigt die 
Verwaltung, den Zuschlag auf das jeweils wirtschaftlichste Angebot zu erteilen. 
In der städtischen Ergebnisrechnung entstehen Gesamtaufwendungen in Höhe von 849.839 € in den 
Haushaltsjahren 2020 bis 2024. Eine Förderung hierfür in Höhe von 677.409 € wird erwartet.
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